FF 


Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen S 


— Nr. 25. 


(Nr. 5902.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Juni 1864., betreffend die Genehmigung eines 
g Priſen- Reglements, ſowie DR Beffimmungen über das Verfahren in 


Priſenſachen. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 10. d. M. genehmige Ich 
das mit demſelben eingereichte Priſen⸗ Reglement, ſowie die damit eingereichten 
Beſtimmungen uͤber das Verfahren in Priſenſachen. 


Dieſer Mein Erlaß nebſt dem Priſen⸗Reglement und den Beſtimmungen 
uͤber das Verfahren in Priſenſachen, welche beide in der Anlage zuruͤckfolgen, 


7 find durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Karlsbad, den 20. Juni 1864. 
Wilhelm. 
v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1864. (Nr. 5902.) 51 Pri⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Juli 1864. 


= Ma — 


Brifen- Reglement. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Aufbringung der feindlichen oder verdächtigen Schiffe. 


H. 1. . 
Zur Anhaltung und Aufbringung der feindlichen oder verdaͤchtigen Schiffe 
find nur die Königlichen Kriegsfahrzeuge befugt. 


H. 2 
Es ſind anzuhalten und aufzubringen alle Schiffe, welche dem feindlichen 
Staate oder deſſen Unterthanen gehoͤren (feindliche Schiffe). 


H. 3. 


5 Schiffe neutraler Maͤchte oder ihrer Unterthanen (neutrale Schiffe), 
gleichviel, wem die Ladung derſelben gehört, dürfen nicht aufgebracht werden; 
es ſei denn, daß einer der in den H. 4. bis 6. bezeichneten Fälle vorliegt. 


H. 4. 
Ohne Unterſchied der Nationalität find anzuhalten und aufzubringen: 


1) Schiffe, deren Ladung aus Kriegskontrebande beſteht, die für den Feind 
oder einen feindlichen Hafen beſtimmt iſt, jedoch unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmung im F. 7. unter Ziffer 2.; 


2) Schiffe, welche ſich mit Gewalt der Anhaltung widerſetzen. 


H. 8. 
Ohne Unterſchied der Nationalitaͤt ſind ferner als verdaͤchtig anzuhal⸗ 
ten und aufzubringen: 
1) Schiffe, welche doppelte oder wahrſcheinlich falſche oder gefaͤlſchte Pa⸗ 
piere fuͤhren; s 


2 Schiffe, welche keine Papiere führen oder welche ihre Papiere beſeitigt 
haben, zumal wenn dies erſt dann geſchehen iſt, als der Kreuzer bereits 
in Sicht war; 


3) Schiffe, welche auf die Aufforderung des Kreuzers nicht beilegen 5 
ö op⸗ 


ſtoppen, oder ſich der Durchſuchung von Raͤumen und Behaͤltniſſen 


widerſetzen, in welchen ſich muthmaßlich Kriegskontrebande oder Pa⸗ 
piere befinden. 


$. 6. 

Der Anhaltung und Aufbringung unterliegen, ohne Unterſchied der Na⸗ 
fionalität, auch diejenigen Schiffe, welche über ihre Nationalität ſich nicht ges 
buͤhrend auszuweiſen vermoͤgen. 

Welche Schiffspapiere zum Ausweis der Nationalität erforderlich find, 
beſtimmt ſich nach den Geſetzen des Landes, welchem das Schiff angehoͤrt. 


He 
Fuͤr gute Priſe gelten: 

4) die feindlichen Schiffe ($. 2.) nebſt deren Ladung; es iſt jedoch neu⸗ 
trales Gut am Bord eines feindliches Schiffes, mit Ausnahme der 
Kriegskontrebande, frei; 

2) die Schiffe, deren Ladung aus Kriegskontrebande beſteht ($. 4. Ziffer 1.), 
nebſt der letzteren; wenn nur ein Theil der Ladung aus Kriegskontrebande 
befteht, fo ift der Schiffer befugt, die Kriegskontrebande auf der Stelle 
oder im naͤchſten Hafen zu löfchen, in welchem Falle er der Aufbringung 
entgeht und die Reiſe mit dem übrigen Theil der Ladung ungeſtoͤrt 
fortſetzen kann; : 

3) die Schiffe, welche fich mit Gewalt der Anhaltung widerſetzen ($. 4. 
Ziffer 2.); 

4) die als verdaͤchtig aufgebrachten Schiffe, ſofern der gegen fie ſtreitende 
Verdacht nicht beſeitigt wird. i i 


§. 8. > 
Folgende Gegenſtände werden, fofern fie für den Feind oder einen feind⸗ 

lichen Hafen beſtimmt ſind, als Kriegskontrebande angeſehen: 
Kanonen, Mörfer, alle Arten Waffen, Bomben, Granaten, Kugeln, 
Zuͤndhuͤtchen, Lunten, Pulver, Kuͤraſſe, Armaturgegenſtaͤnde, Sättel, 
Zaͤume, ſowie überhaupt alle Gegenſtaͤnde, welche ſich unmittelbar fuͤr 

den Krieg verwenden laſſen. 

Vorraͤthe der bezeichneten Art, welche zum Gebrauch fuͤr das Schiff 
ſelbſt dienen, gehören nicht zur Kriegskontrebande. 


H. 9. 
Auf neutralem Seegebiete iſt jede Anhaltung und Aufbringung un⸗ 


ſtatthaft. f 
ER 31 * $. 10. 


* 


— n- 


§. 10, 


Diejenigen inlaͤndiſchen Schiffe, welche der Feind genommen hat, und 2 


die demſelben wieder abgenommen (zuruͤckerobert) ſind, werden fuͤr gute Priſe 
erachtet, ſofern fie. nicht als Repriſe anzuſehen find, a 


H. 11. 


Bei der Anhaltung und Durchſuchung eines Schiffes iſt von dem Befehls⸗ 
haber des Kreuzers folgendes Verfahren zu beobachten. 

Der Befehlshaber giebt dem Schiffe das Signal, beizulegen oder zu 
ſtoppen; er laͤßt ſodann den Schiffer mit den Schiffspapieren zu ſich an Bord 
kommen. Ergiebt ſich hierbei kein Bedenken, ſo geſtattet er dem Schiffe, ſofort 
die Reiſe ungehindert fortzuſetzen. Findet er dagegen begruͤndete Veranlaſſung 
zu einem die Aufbringung rechtfertigenden Verdacht, ſo hat er einen Offizier 
zur näheren Ermittelung der Umſtaͤnde auf das Schiff zu ſenden. Bei dieſer 
Ermittelung dürfen verſchloſſene Räumlichkeiten, Verſchlaͤge, Schraͤnke, Kiſten, 
Tonnen, Faſtagen oder ſonſtige Behälter nicht geöffnet oder erbrochen werden. 
Der mit der Ermittelung beauftragte Offizier hat vielmehr die Raͤumlichkeiten 
u. ſ. w., deren Durchſuchung er für noͤthig erachtet, durch den Schiffer dffnen 
zu laſſen. Nur unter Zuziehung des letzteren darf auch die loſe im Schiffe 
liegende Ladung durchſucht werden. 


§. 12. 


Neutrale Schiffe, welche unter Konvoi von Kriegsſchiffen einer neutralen 
Macht gehen, find der Unterſuchung nicht unterworfen; es genügt die Erkläͤ⸗ 
rung des Befehlshabers des Konvoi, daß die Papiere der konvoyirten Schiffe 
in Ordnung ſind, und daß dieſelben keine Kriegskontrebande an Bord haben. 


§. 13. 


Der Befehlshaber eines Kreuzers, welcher ein Schiff (Priſe) aufge⸗ 
bracht hat, muß ſtrenge daruͤber wachen, daß von der Ladung oder dem 
Schiffszubehoͤr nichts gelöfcht, verkauft, vertauſcht oder beſeitigt wird oder ſonſt 
verloren geht. Er hat unter Zuziehung des Schiffers oder Steuermanns des 
aufgebrachten Schiffes die Ladung, ſoweit thunlich, unter Siegel oder Ver⸗ 
ſchluß zu legen. 

Die Schiffspapiere ſind von dem Befehlshaber des Kreuzers nebſt einem 
von ihm und dem Schiffer des aufgebrachten Schiffes unterſchriebenen Ver⸗ 
zeichniß mit dem Siegel des Kreuzers und mit dem Siegel des Schiffers in 
einem Konvolut zu verſchließen. 


$. 14. 


Der Befehlshaber des Kreuzers hat ſodann die noͤthigen Vorkehrungen 


zu treffen, indem er erforderlichenfalls einen Offizier mit der zureichenden Mann⸗ 


ſchaft 
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ſchaft an Bord des aufgebrachten Schiffes ſendet, damit das letztere in einen 
Preußiſchen Hafen oder, wenn dies mit Schwierigkeiten verbunden iſt, in den 
Hafen einer mit Preußen verbuͤndeten Macht, wo militairiſcher Schutz in Aus⸗ 
ſicht ſteht, gebracht wird. Die Ladung darf bis dahin nicht geoͤffnet werden; 
es ſei denn, daß der Schiffer oder deſſen Stellvertreter Behufs Erhaltung der 
Ladung in die Oeffnung einwilligt. 


$. 15. 


Die Führung des Schiffes nach einem anderen Hafen oder Platze iſt nur 
dann geſtattet, wenn Sturm, Unwetter, Mangel an Proviant, feindliche Ver⸗ 
folgung oder eine ſonſtige Seenoth es erfordern. Auch in einem ſolchen Falle 
iſt das Schiff ohne Brechung der Ladung in den im H. 14. bezeichneten Hafen 
zu bringen, ſobald es die Umſtaͤnde geſtatten. 


$. 16. | 


Wenn das Schiff wegen Haverei nicht weiter gebracht werden kann, 

oder wenn die Ladung aus leicht verderblichen Guͤtern beſteht, ſo liegt dem 
Befehlshaber des Kreuzers oder dem die Priſe fuͤhrenden Offizier ob, nach 
beſtem Ermeſſen unter Zuziehung des Schiffers und des Preußiſchen Konſuls, 
falls ein ſolcher an dem betreffenden Orte vorhanden iſt, die zum Beſten des 
Schiffes und der Ladung dienlichen Maaßregeln zu treffen. ü 


$. 17. 


Sobald das Schiff in den im F. 14. bezeichneten Hafen gebracht ift, 
muß es der Hafenpolizei⸗Behoͤrde oder den nach H. 39. der Beſtimmungen 
über das Verfahren in Priſenſachen zuftändigen Beamten uͤbergeben und gemäß 
HH. 8. und 39. dieſer Beſtimmungen verfahren werden. 


$. 18. 


Die Mannſchaft des aufgebrachten Schiffes wird bis zur Entſcheidung 
der Sache auf Staatskoſten unterhalten und verpflegt. Wird die Priſe ver⸗ 
urtheilt, ſo ſind die unter der Mannſchaft befindlichen feindlichen Unterthanen 
als Kriegsgefangene zu behandeln. Die Unterthanen befreundeter oder neutraler 
Maͤchte werden dagegen an die Konſuln der betreffenden Staaten zur weiteren 
Veranlaſſung uͤbergeben. 


$. 19. 
Der Befehlshaber des Kreuzers, von welchem eine Priſe aufgebracht iſt, 


hat uͤber die Aufbringung einen ausfuͤhrlichen Bericht an ſeine vorgeſetzte Be⸗ 
hoͤrde zu erſtatten. 


(Fr. 5902) Zwei⸗ 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von der Blokade feindlicher Häfen. 


$. 20. 


Ein Hafen gilt als blokirt, wenn er durch ein oder mehrere Kriegs⸗ 
fahrzeuge dergeſtalt geſperrt iſt, daß ein Handelsſchiff ohne augenſcheinliche 
Gefahr der Aufbringung in den Hafen nicht einlaufen oder aus demſelben 
nicht auslaufen kann. 


H. 21. 


Der Befehlshaber, welcher mit der Ausfuͤhrung der Blokade beauftragt 
iſt, hat nach ſeiner Ankunft auf der Blokadeſtation ſaͤmmtlichen in dem Hafen 
reſidirenden Konſuln die Blokade ſchriftlich anzuzeigen, zugleich auch die in 
dem Hafen liegenden neutralen Schiffe aufzufordern, binnen einer angemeſſenen, 
von dem Befehlshaber nach Anhörung der Vorſchlaͤge der Schiffsfuͤhrer zu 
beſtimmenden Friſt den Hafen zu verlaſſen. 


H. 22. 


Jedes Schiff, ohne Unterſchied der Nationalität, welches die Blokade 
zu durchbrechen verſucht, iſt aufzubringen und als gute Priſe anzuſehen. Ein 
neutrales Schiff, welches innerhalb der im H. 21. bezeichneten Friſt den blokirten 
Hafen verlaͤßt, darf jedoch wegen Blokadebruchs nicht angehalten und aufge⸗ 
bracht werden. 

§. 28. 


Ein Verſuch, die Blokade zu durchbrechen, iſt bei einem neutralen Schiffe 
nur dann anzunehmen, wenn das Schiff von der Blokade Kenntniß hatte. 


F. 24. 8 


Ob das Schiff von der Blokade Kenntniß hatte, iſt nach den Umſtaͤnden 
des Falles zu beurtheilen, in welcher Beziehung insbeſondere die laͤngere oder 
kürzere Zeit von Einfluß iſt, welche ſeit der Verkündung und Anzeige der Blo⸗ 
kade verſtrichen iſt. 

Wenn der Befehlshaber des betreffenden Kriegsfahrzeuges dafuͤr haͤlt, 
daß die Blokade dem Schiffe nicht bekannt geweſen fei, ſo hat er daſſelbe da⸗ 
von in Kenntniß zu ſetzen, dieſe Benachrichtigung auf den Schiffspapieren, ins⸗ 
befondere auf den zum Ausweis der Nationalitaͤt dienenden Urkunden, ſowie 
im Journal des Schiffes zu vermerken, das letztere zuruͤckzuweiſen und zur Aen⸗ 
derung ſeines Laufes zu veranlaſſen. 


$. 25. | 
Die Ausklarirung nach einem blokirten Hafen oder der Lauf des e 
nach 


| m | 

5 1 5 einem folchen Hafen gilt noch nicht als Verſuch, die Blokade zu durch⸗ 
brechen. 

$. 26. 


Das weitere Verfahren im Falle der Aufbringung eines Schiffes wegen 
Blokadebruchs beftimmt ſich nach den Vorſchriften des erſten Abſchnitts. 


Schlußbeſtimmungen. 


$. 27. 


Die Befehlshaber und Offiziere der Kriegsfahrzeuge haben ſich nach den 
Beſtimmungen dieſes Reglements ſorgfaͤltig zu richten. Sie werden, falls ſie 
demſelben zuwider handeln, zur Verantwortung gezogen und koͤnnen außerdem 
zum Erſatz der aus einem widerrechtlichen Verfahren entſtandenen Schaͤden 
und Koſten verurtheilt werden. 

5 H. 28. 


f Ein Exemplar dieſes Reglements ſoll ſich an Bord eines jeden kreuzen⸗ 
den Kriegsfahrzeuges befinden. 


Beſtimmungen über das Verfahren in Priſenſachen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Errichtung des Priſenraths. 


H. 1. 


Fuͤr die Entſcheidung in Priſenſachen wird eine beſondere Behoͤrde (Priſen⸗ 
rath) errichtet, welche in Berlin ihren Sitz hat. 


H. 2. 


16 Der Priſenrath beſteht aus einem Prafidenten und ſechs anderen Mit⸗ 
gliedern. 

Bei dem Priſenrath wird außerdem ein Staatsanwalt angeſtellt, welcher 
im öffentlichen Intereſſe die Priſenſachen zu betreiben und bei dem Priſenrath 
die erforderlichen Antraͤge zu ſtellen hat. . 
Gr 5902) H. 3. 


u ü 5 
Die Mitglieder des Priſenraths und der Staatsanwalt bei demſelben 
werden von dem Koͤnige ernannt. 


H. 4. | . 

Der Prafident des Priſenraths muß zum höheren Richteramte befaͤhigt 
ſein; unter den uͤbrigen Mitgliedern des Priſenraths muͤſſen ſich ein hoͤherer 
Seeoffizier, ein vortragender Rath des Marineminiſteriums, ein vortragender 


Rath des Miniſteriums der auswartigen Angelegenheiten und zwei ein Richter⸗ 
amt bekleidende Beamte befinden. 


$ 5. 8 5 


Mit dem Amte eines Mitgliedes des Priſenraths und dem Amte des 
Staatsanwalts bei demſelben iſt ein Gehalt nicht verbunden. 


H. 6. 

Der Priſenrath iſt nach Maaßgabe der Beſtimmungen uͤber das Auf⸗ 
ſichtsrecht des Juſtizminiſters in Anſehung der Gerichtsbehoͤrden, der gemein⸗ 
ſamen Aufſicht der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten, der Marine und 
der Juſtiz unterworfen. 


§. 7. 


Der Priſenrath iſt nur bei Theilnahme von fuͤnf Mitgliedern einſchließ⸗ 
lich des Praͤſidenten beſchlußfaͤhig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren in Priſenſachen. 


H 8. 


Der Befehlshaber des Schiffes, durch welches eine Priſe aufgebracht 
iſt, hat ſofort nach Einbringung derſelben in den durch H. 14. des vorgedruckten 
Priſen⸗ Reglements bezeichneten inlaͤndiſchen Hafen, dem für die ſeerecht⸗ 
lichen Angelegenheiten zuſtaͤndigen Gerichte und in Ermangelung eines ſolchen 
dem ordentlichen Gerichte erſter Inſtanz, zu deſſen Bezirke der Hafen gehoͤrt, 
eine ſchriftliche Darſtellung des der Aufbringung zum Grunde liegenden Sach⸗ 
verhaͤltniſſes zu übergeben. In der Darſtellung ſind insbeſondere die Gruͤnde, 
welche zu der Aufbringung gefuͤhrt haben, ingleichen alle Thatſachen hervorzu⸗ 
heben, welche die Verurtheilung der Priſe zu rechtfertigen geeignet ſcheinen. Es 
muͤſſen derſelben alle Buͤcher, Papiere, Paͤſſe, Chartepartien, Konnoſſemente, 
Briefe und ſonſtige Urkunden, welche bei oder nach der Aufbringung Be. 

er 


e . e | 
fert oder an Bord der Priſe gefunden ſind (F. 13. a. a. O.) beigefuͤgt 


Gehoͤrt der Hafen zu dem Bezirke einer Gerichtsdeputation oder Ge⸗ 
richtskommiſſion, ſo iſt das Zweiggericht als zuſtaͤndig anzuſehen. 


§. 9. 


Dem Gerichte liegt ob, ohne Verzug die bei ihm eingereichten Schiffs⸗ 
urkunden in Gegenwart des Befehlshabers des Kreuzers oder des Priſenfuͤh⸗ 
rers, ſowie des Schiffers des aufgebrachten Schiffes zu entſiegeln und ein Ver⸗ 
zeichniß derſelben aufzunehmen. Zugleich hat es den Schiffer des aufgebrachten 
Schiffes nebſt den übrigen zur Beſatzung des letzteren gehörenden Perſonen, 
und ſoweit es zur Aufklärung des Sachverhältniffes erforderlich erſcheint, auch 
die Mannſchaft, welche an der Aufbringung Theil genommen hat, ſowie die 
etwaigen Paſſagiere des aufgebrachten Schiffes über die Aufbringung und uber 
die auf dieſelbe ſich beziehenden Thatſachen durch einen Richter unter Zuziehung 
eines Protokollfuͤhrers vernehmen zu laſſen. Wenn die Ausſagen dieſer Per⸗ 
ſonen von der ſchriftlichen Darſtellung des Befehlshabers oder Priſenfuͤhrers 

in erheblichen Punkten abweichen, ſo iſt zur Aufklaͤrung der Widerſpruͤche auch 
die Vernehmung des letzteren zu bewirken. Das Gericht iſt ferner verpflichtet, 
die für die Beurtheilung, ob die Priſe rechtmaͤßig aufgebracht und ganz oder 
zum Theil zu verurtheilen oder freizuſprechen ſei, erheblichen Thatſachen durch 
Erhebung der vorhandenen Beweiſe nach den fuͤr das Unterſuchungsverfahren 
beſtehenden Vorſchriften mit moͤglichſter Beſchleunigung feſtzuſtellen. 

Das Gericht uͤberſendet ſodann die Darſtellung des Befehlshabers oder 
Priſenfuͤhrers nebſt allen auf die Aufbringung ſich beziehenden Verhandlungen 
dem Staatsanwalt bei dem Priſenrath. i 5 


H. 1 0. 


Der Staatsanwalt überreicht die ſaͤmmtlichen ihm zugegangenen Ver⸗ 
handlungen dem Priſenrath mittelſt eines ſchriftlichen Antrages. Findet er bei 
Prüfung der Verhandlungen, daß die Priſe freigeſprochen werden muͤſſe, ſo 
hat er die ſofortige Freiſprechung derſelben zu beantragen. Wenn der Priſen⸗ 
rath dieſen Antrag für begründet erachtet, ſo erläßt er ohne weitere Verhand⸗ 
lung die freiſprechende ne Eine Ausfertigung der Entſcheidung ift 
unter Beifuͤgung der Akten dem Staatsanwalt mitzutheilen, welcher das Er⸗ 
forderliche Behufs Freigebung der Priſe veranlaßt, jedoch unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmung des F. 26. 

Der Staatsanwalt iſt befugt, bevor er feine Anträge bei dem Priſenrath 
ſtellt, nähere Ermittelungen mittelft Requiſition der zuftändigen Behoͤrden zu 
bewirken. 

RR tl: 


Haͤlt der Staatsanwalt die ſofortige Freiſprechung nicht für begründet, 
fo beantragt er bei dem Prifenrath die öffentliche Aufforderung aller derjenigen, 
welche ein Intereſſe dabei haben, daß die Priſe nicht verurtheilt wird. In 
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dieſem Falle, ingleichen, wenn der Priſenrath den Antrag auf ſofortige Frei⸗ 
ſprechung nicht für ſachgemaͤß findet, erlaͤßt derſelbe den Beſchluß, durch welchen 


die erwaͤhnten Betheiligten, ſoweit ſie eine Reklamation noch nicht eingereicht 


haben, aufgefordert werden, ihre Rechte bei dem Priſenrath binnen 14 Tagen 
mittelſt einer ſchriftlichen Reklamation geltend zu machen. Die Aufforderung, 
welche die Androhung eines Rechtsnachtheils nicht zu enthalten braucht, iſt 
durch einmalige Einruͤckung in den Staatsanzeiger bekannt zu machen. 

Nach Ablauf der Friſt wird, ſofern eine Reklamation vor oder innerhalb 
derſelben bei dem Priſenrath nicht eingegangen iſt, auf den ſchriftlichen Antrag 
des Staatsanwalts von dem Priſenrath ohne weitere Verhandlung die Ent⸗ 
nacht. erlaſſen und nach Maaßgabe des H. 10. dem Staatsanwalt bekannt 

emacht. e 
a Der Priſenrath hat auch dann, wenn eine Reklamation nicht eingegan⸗ 
gen iſt, die Priſe, deren Verurtheilung er nicht fuͤr gerechtfertigt erachtet, frei⸗ 
zuſprechen. Im Falle der Verurtheilung iſt eine Praͤkluſion der bekannten und 
unbekannten Betheiligten, welche die Einreichung einer ſchriftlichen Reklamation 
unterlaſſen haben, nicht erforderlich. 


§. 12. 


Iſt eine Reklamation erhoben, ſo erfolgt deren Erledigung nach den 
folgenden Beſtimmungen. 


$. 13. 


Jede Reklamation, ohne Unterſchied, ob ſie vor oder nach Erlaß der 
öffentlichen Aufforderung ($. 11.) erhoben wird, muß bei dem Priſenrath ſchrift⸗ 
lich angebracht werden und die Schrift von einem Rechtsanwalt unterzeichnet 
ſein. Der Reklamationsſchrift ſind die zur Unterſtuͤtzung der Reklamation in 
Bezug genommenen Urkunden beizufuͤgen und die ſonſtigen Beweismittel in 
derſelben zu bezeichnen. 


$. 14. 


Ueber die Reklamation wird von dem Priſenrath auf Grund einer 
muͤndlichen Verhandlung entſchieden, bei welcher der Staatsanwalt und der 
Reklamant mit ihren muͤndlichen Vortraͤgen und Antraͤgen zu hoͤren ſind. 

Zu dem Verhandlungstermine iſt der Reklamant nach den fuͤr die gericht⸗ 
lichen Ladungen beſtehenden Vorſchriften zu laden, ohne daß es der Andro⸗ 
hung eines Rechtsnachtheils bedarf. Es kann die Vorladung auch guͤltig zu 
1 15 Rechtsanwalts geſchehen, welcher die Reklamationsſchrift unter⸗ 
zeichnet hat. s 

Dem Reklamanten iſt auf Verlangen vor dem Termine die Einſicht der 
bisherigen Verhandlungen zu geſtatten oder eine Abſchrift derſelben mitzutheilen. 
In dem Termine kann er durch einen mit Vollmacht zu verſehenden Rechts⸗ 
anwalt ſich verteten laſſen. f 
Dem Staatsanwalt ſind bei der Bekanntmachung des Termins zugleich 
die Akten zur Einſicht vorzulegen. 5 473 
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$. 15. 


Die muͤndliche Verhandlung wird durch eine mündliche Darſtellung der 
Sachlage von Seiten eines Mitgliedes des Priſenraths eingeleitet. Hierauf 
werden der Reklamant und der Staatsanwalt mit ihren muͤndlichen Antraͤgen 
und Vortraͤgen gehoͤrt, wobei denſelben die Anfuͤhrung neuer Thatſachen und 
Beweiſe geſtattet iſt. N 


H. 16. 


Nach dem Schluſſe der muͤndlichen Verhandlung hat der Priſenrath die 
Entſcheidung zu erlaſſen und zu verkuͤnden. Er iſt jedoch befugt, die Entſcheidung 
zu vertagen, in welchem Falle zur Verkuͤndung derſelben ſofort ein neuer Termin 
zu beſtimmen und dem Staatsanwalt und dem Reklamanten bekannt zu machen 
iſt. Die Verkuͤndung wird dadurch nicht aufgehalten, daß nur der Staats⸗ 
anwalt oder nur der Reklamant in dem neuen Termine erſchienen iſt. Sind 
beide nicht erſchienen, fo vertritt das hierüber Aufzunehmende Protokoll ($. 19.) 
die Stelle der Verkuͤndung. Dem Staatsanwalt ſowohl als dem Reklamanten 
iſt auf Verlangen eine Ausfertigung der Entſcheidung zu ertheilen. 


$. 17. 


Erachtet der Priſenrath vor Abfaſſung der Endentſcheidung eine Beweis⸗ 
aufnahme fuͤr noͤthig, ſo wird dieſelbe durch einen Vorbeſcheid angeordnet. Dem 
Staatsanwalt liegt ob, die Erledigung des letzteren mittelſt Requiſition der 
zuständigen Behörden herbeizuführen. Nach der Erledigung wird zur muͤnd⸗ 
lichen Verhandlung ein neuer Termin angeſetzt, zu welchem der Reklamant ge⸗ 
maͤß $. 14. und unter Mittheilung einer Abſchrift der Beweisverhandlungen 
zu laden iſt. Auch bei der neuen muͤndlichen Verhandlung kann ſowohl der 
Staatsanwalt als der Reklamant neue Thatſachen und Beweiſe gelten 
machen. g ä 

§. 18. 


Wenn der Reklamant in einem Termine zur muͤndlichen Verhandlung 
nicht erſcheint, ſo iſt gleichwohl mit der Verhandlung und Entſcheidung der 
Sache zu verfahren. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand findet nicht 
ſtatt. Die Befugniß des Priſenraths, die Verhandlung der Sache auf An⸗ 
trag oder auch von Amtswegen zu vertagen, wird hierdurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 

$. 19. 


Die Verhandlungen vor dem Priſenrath ſind nicht oͤffentlich. 

Ueber jede Verhandlung vor dem Priſenrath iſt von einem vereideten 
Protokollfuͤhrer ein Protokoll aufzunehmen, welches den weſentlichen Inhalt 
der Erklaͤrungen und Antraͤge des Staatsanwalts und des Reklamanten, 
ſowie die Beſchluͤſſe oder die Entſcheidung des Priſenraths nebſt dem Vermerk 
über die Verkuͤndung derſelben enthalten muß. Das Protokoll iſt von dem 
Praͤſidenten des Priſenraths und dem PO zu unterzeichnen, Ade 
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der die Erklärungen und Anträge enthaltende Theil in Gegenwart des Staats- 
anwalts und des Reklamanten vorgeleſen und geeignetenfalls ergaͤnzt oder be⸗ 
richtigt iſt. 5 


H. 20. 


Gegen die Entſcheidung des Priſenraths findet Berufung an den Ober: 
priſenrath ſtatt. 
H. 24. 


Der Oberpriſenrath beſteht, unter dem Vorſitz des Praͤſidenten oder eines 
Vizepraͤſidenten des Obertribunals, 


aus dem Praͤſes im Marineminiſterium, 

aus dem Direktor im Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten, 

aus dem Direktor der Abtheilung für Handel und Gewerbe im Han⸗ 
| delsminiſterium, 

und aus drei Mitgliedern des Obertribunals. 


Der Vorſitzende des Oberpriſenraths und die uͤbrigen dem Obertribunal 
angehoͤrenden Mitglieder deſſelben werden von dem Könige ernannt. 
Die Beſtimmung des H. 5. findet auch auf die Mitglieder des Ober⸗ 
priſenraths Anwendung. 8 
tar N H. 225 


Die Berufung ſteht ſowohl dem Staatsanwalt als dem Reklamanten zu. 


F. 28. 


Die Berufungsfriſt betraͤgt zehn Tage. Sie beginnt mit dem Tage der 
Berfündung der Emſcheidung; der Tag der Verkuͤndung wird in die Friſt nicht 
eingerechnet. 

H. 24. 


Die Berufung wird mittelſt einer bei dem Priſenrath einzureichenden 
Schrift eingelegt, in welcher die Beſchwerden zu bezeichnen und naher zu be⸗ 
gruͤnden ſind. 

Die Berufungsſchrift eines Reklamanten muß von einem Rechtsanwalt 
unterzeichnet ſein. 

i Der Priſenrath hat die Berufungsſchrift des Staatsanwalts dem Rekla⸗ 
manten, die des letzteren dem Staatsanwalt zur Beantwortung binnen einer 
unerſtreckbaren Friſt von zehn Tagen mitzutheilen. Die Beantwortung des 
Reklamanten muß von einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. 

SER Nach Ablauf der Beantwortungsfriſt oder nach Eingang der Schrift 
a: werden die Akten von dem Priſenrath an den Oberpriſenrath eingefandt. | 


§. 25. 


Der Oberpriſenrath erlaͤßt die Entſcheidung auf Grund der Akten und 
i auf 


„ . 


auf Grund des ſchriftlichen Vortrages eines aus ſeinen Mitgliedern zu ernen⸗ 
nenden Berichterſtatters, unter Beruͤckſichtigung der im Berufungs verfahren etwa 
geltend gemachten neuen Thatſachen und Beweiſe. f 

Wenn der Oberpriſenrath eine naͤhere Ermittelung fuͤr noͤthig haͤlt, ſo 
werden die Akten an den Priſenrath zuruͤckgeſandt. Der Staatsanwalt hat die 
Ermittelung in gleicher Art zu veranlaſſen, als wenn die Anordnung von dem 
Priſenrath erlaſſen wäre ($. 17.). Dem Reklamanten find die nachträglichen 
Verhandlungen durch den Priſenrath abſchriftlich mitzutheilen, bevor die Akten 
dem Oberpriſenrath von Neuem vorgelegt werden. 

Die Entſcheidung des Oberpriſenraths wird von dem Priſenrath dem 
e und dem Reklamanten mittelſt Zuſtellung einer Ausfertigung 
verkuͤndet. 

Die Beſtimmung des F. 7. gilt auch für den Oberpriſenrath. 


H. 26. 


Alauch in den Fällen der §§. 10. und 11. ſteht dem Staats anwalt gegen 
die freiſprechende Entſcheidung des Priſenraths die Berufung zu, welche inner⸗ 
halb zehn Tagen, vom Tage der Zuſtellung der Entſcheidung an gerechnet, 
wobei der Tag der Zuſtellung nicht mitgerechnet wird, nach Maaßgabe des 
$. 24. einzulegen iſt. Das weitere Verfahren beſtimmt ſich nach den SS. 24. 
und 25., ſoweit dieſelben ſich nicht auf die Zuziehung des Reklamanten beziehen. 

Die verurtheilende Entſcheidung kann in den Fallen des §. 11. von einem 

Betheiligten, welcher nicht rechtzeitig eine ſchriftliche Reklamation bei dem Priſen⸗ 
rath eingereicht hat, weder im Wege der Berufung, noch mittelſt Geſuchs um 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand angefochten werden. 


$. 27. 


Gegen die Entſcheidung des Oberpriſenraths findet ein weiteres Rechts⸗ 
mittel nicht ſtatt. ö 


§. 28. 


Der Priſenrath und der Oberpriſenrath haben ihre Endentſcheidungen 
mit Gruͤnden zu verſehen. 


$. 29. 


Der Priſenrath und Oberpriſenrath ſind bei der Entſcheidung an poſitive 
Beweisregeln nicht gebunden; ſie haben nach ihrer freien, aus dem ganzen 
Inbegriffe der Verhandlungen und Beweiſe geichöpften Ueberzeugung zu beur⸗ 
theilen, inwieweit eine Thatſache bewieſen ſei oder nicht. Inwiefern eine That⸗ 
ſache oder Urkunde, uͤber welche keine Exklarung erfolgt iſt, für zugeſtanden 
oder anerkannt zu erachten ſei, bleibt gleichfalls ihrer Beurtheilung nach den 
Umſtaͤnden des Falles uͤberlaſſen. 7 a 
In Anſehung der rechtlichen Entſcheidungsnormen dienen ihnen die erlafs 
ſenen priſenrechtlichen Vorſchriften, in deren Exmangelung die ſonſtigen voͤlker⸗ 
Sr 5902) d recht⸗ 
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rechtlichen Grundſätze zur Richtſchnur, unbeſchadet der Beruͤckſichtigung der 


mit neutralen Staaten abgeſchloſſenen Vertraͤge und unbeſchadet der Anwen⸗ 9 


dung der Retorſion in den dazu geeigneten Faͤllen. 


H. 30. 


Die Antraͤge und Bemerkungen der Konſuln und Agenten fremder 
Maͤchte koͤnnen nur durch Vermittelung des Staatsanwalts zur Kenntniß des 
Priſenraths und Oberpriſenraths gebracht werden. 


$. 34. 


Sind mehrere Reklamationen erhoben, ſo wird uͤber dieſelben gleichzeitig 
verhandelt und entſchieden. 


H. 32 


Der Priſenrath und der Oberpriſenrath ſind nicht befugt, uͤber die Ver⸗ 
pflichtung zum Erſatz von Schaͤden und Koſten, insbeſondere in den Faͤllen 
des H. 27. des Priſen⸗Reglements, zu entſcheiden. 


$. 33. 


Das Verfahren in Priſenſachen iſt koſten⸗ und ſtempelfrei. 
| Die baaren Auslagen find im Falle der Verurtheilung der Priſe aus 
dem Erloͤſe derſelben vorweg zu zahlen. 


Dritter Abſchnitt. 


Von den einſtweiligen Verfügungen und von der Vollſtreckung 
der Entſcheidungen. 


$. 34. 


Nachdem das aufgebrachte Schiff in Gemaͤßheit $. 17. des Priſen⸗ 
Reglements von dem Befehlshaber oder Priſenfuͤhrer der Hafenpolizei⸗Behoͤrde 
uͤberliefert iſt, werden von der letzteren, erforderlichenfalls nach Verſtaͤndigung 
mit der Militairbehoͤrde des Hafens, die zur Sicherung des Schiffes und der 
Ladung, ſowie zur Bewachung und Verpflegung der Mannſchaft noͤthigen 
Maaßregeln getroffen. Ueber Schiff und Ladung iſt von der Hafenpolizei⸗ 
Behörde unter Zuziehung beeideter Sachverſtaͤndiger ein Inventar aufzunehmen. 
Bei der Inventariſirung der Ladung find die auf die letztere ſich beziehenden 
Schiffspapiere thunlichſt zum Grunde zu legen und, ſoweit noͤthig, die verſie⸗ 
gelten oder verſchloſſenen Schiffsraͤume zu oͤffnen. f 

Dem Schiffer und der Mannſchaft des aufgebrachten Schiffes wird der 
Verkehr mit dem Lande geſtattet, ſobald die im H. 9. vorgeſchriebene Verneh⸗ 
mung derſelben erfolgt iſt. Die Paſſagiere des Schiffes ſind ſofort freizulaſſen. 
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H. 35. 


Bis zur Endentſcheidung des Priſenraths muß jede weitere, die Sachlage 
aͤndernde oder dem F. 34. nicht entſprechende Anordnung unterbleiben, ſoweit 
nachſtehend nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 


1) Wenn zweifellos feſtſteht, daß die Ladung ganz oder zum Theil nicht 
fuͤr gute Priſe erklaͤrt werden kann, ſo iſt dieſelbe oder der Theil, bei 
welchem die Vorausſetzung zutrifft, ſofort freizugeben. Daſſelbe gilt 
von dem Schiff, wenn zweifellos iſt, daß nur die Ladung, nicht auch 
das Schiff verurtheilt werden kann. 


2) Das Schiff iſt ganz oder zum Theil zu entloͤſchen und die Ladung 
aufzulagern oder zu verkaufen und der Erloͤs gerichtlich zu deponiren, 
ſofern eine ſolche Maaßregel zur Abwendung eines erheblichen Scha⸗ 
dens, namentlich wegen drohenden Verderbs, noͤthig iſt. 


3) Bedarf das Schiff einer Reparatur, welche ohne Gefahr des Verluſtes 
oder einer betraͤchtlichen Entwerthung deſſelben nicht laͤnger ausgeſetzt 
werden kann, ſo iſt die Reparatur zu bewirken oder das Schiff, na⸗ 
mentlich wenn es reparaturunfaͤhig oder reparaturunwuͤrdig geworden 
iſt, zu verkaufen und der Erloͤs gerichtlich zu deponiren. 


4) Werden durch die Umſtaͤnde andere Maaßregeln zur Abwendung eines 
Schadens erforderlich, ſo ſind dieſelben gleichfalls nicht ausgeſchloſſen. 


5) Ergeben ſich Bedenken, der Beſatzung des aufgebrachten Schiffes nach 
ihrer Vernehmung den Verkehr mit dem Lande zu geſtatten, ſo kann 
dieſer Verkehr unterſagt oder beſchraͤnkt werden. 


Eine der vorſtehenden Maaßregeln kann nur von dem im H. 8. bezeich⸗ 
neten Gerichte auf Antrag der Hafenpolizei⸗Behoͤrde oder des betheiligten 
Dritten angeordnet werden. Das Gericht hat vor der Entſcheidung, ſoweit 
nicht Gefahr im Verzuge iſt, ſowohl die bei der Sache Betheiligten zu hoͤren, 
als die Erklaͤrung des Staatsanwalts bei dem Priſenrath uͤber den Antrag zu 
erfordern. Gegen die Entſcheidung des Gerichts findet Beſchwerde bei dem 
Priſenrath ſtatt, bei deſſen Entſcheidung es bewendet. Die unter Nr. 5. er⸗ 
waͤhnte Anordnung kann das Gericht auch von Amtswegen erlaſſen; auch in 
dieſem Falle iſt gegen feine Verfügung Beſchwerde bei dem Priſenrath zulaͤſſig. 


H. 36. 


Die Priſe iſt nach der Verurtheilung auf Antrag des Staatsanwalts 

bei dem Priſenrath durch die Hafenpolizei-Behoͤrde oͤffentlich zu verkaufen. 
Der Erloͤs nach Abzug der Unkoſten fließt zur Staatskaſſe. Die Offi⸗ 
ziere und Mannſchaften des Kriegsfahrzeuges, welches die Priſe aufgebracht 
hat, haben auf zwei Drittel des Reinerlöfes Anſpruch. Die Vertheilung unter 
dieſelben erfolgt nach einem von dem Marineminiſter zu erlaſſenden Reglement. 
(Nr. 5902.) §. 37 
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ö §. 37. 

Hat der Priſenrath auf Verurtheilung erkannt, ſo iſt die Entſcheidung, 
namentlich auch in Beziehung auf die Verfuͤgung uͤber die Mannſchaft und 
die Unterhaltung derſelben (H. 18. des Priſen⸗Reglements), vorläufig vollſtreckbar; 
es ſei denn, daß der Priſenrath in der Entſcheidung das Gegentheil beſtimmt 
hat, oder dies von dem Oberpriſenrath, nachdem er mit der Sache befaßt wor⸗ 
den iſt, nachtraͤglich angeordnet wird. Der Reklamant kann die Vollſtreckung 
nur dadurch abwenden, daß er wegen der aus der Ausſetzung der Vollſtreckung 
entſtehenden Koſten und Schäden mittelſt gerichtlicher Niederlegung des noͤthi⸗ 
gen Geldbetrages in baarem Gelde oder in geldwerthen Papieren, welche auf 
inlaͤndiſchen Boͤrſen Kurs haben, Sicherheit leiſtet. Der Werth der Papiere 
iſt nach dem Tageskurſe zu berechnen. 

Die zur Sicherſtellung erforderliche Geldſumme wird von dem Priſenrath 
nach freiem Ermeſſen beſtimmt. 

Die freiſprechende Entſcheidung des Priſenraths iſt erſt dann vollſtreck⸗ 
bar, wenn die Berufungsfriſt verſtrichen oder die Berufung verworfen iſt. 


Schlußbeſtimmungen. 


H. 38. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen in entſprechender Weiſe auch 
dann zur Anwendung, wenn nicht das aufgebrachte Schiff, ſondern nur die 
Ladung oder der Erlös von Schiff oder Ladung in den Hafen gelangt ($. 16. 
des Priſen⸗Reglements). 5 
: Dagegen finden dieſelben keine Anwendung im Falle der Nehmung eines 
feindlichen Kriegs fahrzeuges. | 


$. 39. 


Iſt ein aufgebrachtes Schiff in den Hafen einer mit Preußen verbinde: 
ten Macht geführt (F. 14. des Priſen⸗Reglements), fo werden die nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen dem Gerichte und der Hafenpolizei⸗Behoͤrde obliegen⸗ 


den Verrichtungen von Beamten wahrgenommen, welche der Miniſter der aus⸗ \ 


waͤrtigen Angelegenheiten und der Marineminiſter mittelſt beſonderer Anordnung 
beſtimmen. 3 
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Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
5 (R. v. Decker), 5 


